Deutscher Bundestag 
1. ‘Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr* 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP/DPB 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Einkommensteuergesetzes 
und des Körpersdiaftsteuergesetzes (ESt- und KSt-Änderungsgesetz 1952) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Einkommensteuergesetz in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 17. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 33) in der Fassung 
des Gesetzes zur Ergänzung des Einkommen- 
steuergesetzes und des Körperschaftsteuer- 
gesetzes (ESt- und KSt-Ergänzungsgesetz) 
vom 20. Mai 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 302) 
wird wie folgt geändert und ergänzt; 

1. In § 10 Abs. 2 Ziff. 3 erhält Buchst, c 
folgende Fassung: 

„c) Für Sonderausgaben im Sinn des 
Absatzes 1 Ziffer 2 erhöhen 
sich bei Steuerpflichtigen, die 
mindestens vier Monate vor dem 
Ende des Veranlagungszeitraums 
das 50. Lebensjahr vollendet 
haben, der im BuAstaben a Satz 1 
genannte Jahresbetrag von 800 
Deutsche Mark auf 1600 Deut- 
sche Mark, der im Buchstaben a 
Satz 2 genannte Betrag von je 
400 Deutsche Mark auf je 800 
Deutsche Mark." 

2. Hinter § 10 wird folgender § 10 a ein- 
gefügt: 

„§ 10 a 

Steuerliche Sonderbehandlung des 
nicht entnommenen Gewinns 

(1) Bei Steuerpflichtigen, die ihre 
Gewinne aus Land- und Forstwirt- 
schaft und aus Gewerbebetrieb auf 


Grund ordnungsmäßiger Buchfüh- 
rung nach § 4 Abs. 1 und 3 oder 
nach § 5 ermitteln, können auf An- 
trag bis zu 50 vom Hundert der 
Summe der nicht entnommenen 
Gewinne, höchstens aber 15 vom 
Hundert der Summe der Gewinne als 
Sonderausgaben vom Gesamtbetrag 
der Einkünfte abgezogen werden. Als 
nicht entnommen gilt auchy der Teil 
der Summe der Gewinne, der zur 
Zahlung der auf das Betriebsver- 
mögen entfallenden Abgaben nach 
dem Lastenausgleichsgesetz, Vermö- 
gensteuer und der Erbschaftsteuer so- 
wie für Sonderausgaben im Sinn des 
§ 10 Abs. 1 Ziff. 2 in der sich aus § 10 
Abs. 2 Ziff. 3 Buchst, a bis b ergeben- 
den Höhe und für Sonderausgaben 
im Sinne des § 10 Abs. 1 Ziff. 5. Der 
der vorstehenden Sonderbehandlung 
unterworfene Teil der Summe der 
Gewinne ist bei der Veranlagung be- 
sonders festzustellen. 

(2) Übersteigen in den beiden fol- 
genden Jahren bei dem Steuerpflich- 
tigen oder seinem Gesamtrechtsnach- 
folger die Entnahmen aus dem Betrieb 
die Summe der bei der Veranlagung 
zu berücksichtigenden Gewinne aus 
Land- und Forstwirtschaft und aus 
Gewerbebetrieb, so ist der überstei- 
gende Betrag (Mehrentnahme) bis zur 
Höhe des besonders festgestellten Be- 
trags (Absatz 1 letzter Satz) dem Ein- 
kommen im Jahr der Mehrentnahme 
zum Zweck der Nachversteuerung 
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hinzuzurechnen. Beträge, die zur Zah- 
lung der auf die im Absatz 1 Satz 2 
genannten Abgaben, Steuern und 
Sonderausgaben verwendet werden, 
rechnen auch in diesem Fall nicht zu 
den Entnahmen. Bei der Nachver- 
steuerung ist § 34 Abs. 1 anzuwenden. 
Auf Antrag des Steuerpflichtigen ist 
eine Nach Versteuerung auch dann vor- 
zunehmen, wenn in dem in Betracht 
kommenden Jahr eine Mehrentnahme 
nicht vorliegt. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 
und 2 gelten entsprechend für den 
Gewinn aus selbständiger Arbeit mit 
der Maßgabe, daß dieser Gewinn hin- 
sichtlich der Sonderbehandlung (Ab- 
satz 1) und der Nach Versteuerung 
(Absatz 2) für sich zu behandeln ist. 

(4) Die Durchführung der Absätze 
1 bis 3 wird durch Rechtsverordnung 
geregelt." 

3. Dem § 26 wird folgender Absatz 3 an- 
gefügt: 

„(3) Eine Zusammenveranlagung 
findet nicht statt, soweit ein Ehegatte 
Einkünfte aus nichtselbständiger Ar- 
beit in einem dem anderen Ehegatten 
fremden Betrieb erzielt." 

4. In § 32 Abs. 1 zweiter Satz ist statt „80 
vom Hundert“ zu setzen „70 vom 
Hundert". 

5.5 32 b erhält die folgende Fassung: 

4 32 b 

Anwendung des Körperschaftsteuer- 
satzes auf Gewinne aus Gewerbe- 
betrieb 

(1) Steuerpflichtige, die im Veranla- 
gungszeitraum ihre gesamten Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb auf Grund ord- 
nungsmäßiger Buchführung nach § 4 
Abs. 1 oder nach § 5 ermitteln, können 
auf Antrag hinsichtlich dieser Ein- 
künfte die Anwendung der Körper- 
schaftsteuersätze nach Maßgabe der 
Absätze 2 und 7 verlangen. 

(2) Bei Anwendung des Absatzes 1 
unterliegen die gesamten Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb nach Abzug einer 
angemessenen Vergütung für die Tä- 


tigkeit des Steuerpflichtigen im Unter- 
nehmen den für Kapitalgesellschaften 
jeweils geltenden Steuersätzen. Die 
Vergütung ist nur in Höhe des tat- 
sächlich entnommenen Betrags abzugs- 
fähig. 

(3) Die abzugsfähige Vergütung im 
Sinn des Absatzes 2 und die darüber 
hinausgehenden Entnahmen, soweit 
sie die Einlagen in den Veranlagungs- 
zeiträumen übersteigen, für die der 
Antrag nach Absatz 1 gilt, unterliegen 
zusammen mit den übrigen Ein- 
künften daneben der Versteuerung 
nach den allgemeinen Vorschriften 
dieses Gesetzes. 

(4) Der Teil der Einkünfte aus Ge- 
werbebetrieb, der eine 6 Voige Ver- 
zinsung des bei der letzten Veranla- 
gung zur Vermögensteuer festgestell- 
teh Betriebsvermögens nicht über- 
steigt , unterliegt dem Körperschaft- 
steuersatz, der für Gewinnausschüt- 
tungen festgelegt ist. 

(5) Zu den Entnahmen im Sinn des 
Absatzes 3 gehören nicht die Beträge, 
die entnommen worden sind zur Zah- 
lung 

1. der nach Absatz 2 zu entrichtenden 
Steuer, 

2. der Abgabe „Notopfer Berlin“, so- 
weit sie auf die nach Absatz 2 zu 
versteuernden Einkünfte entfällt, 

3. der auf das gewerbliche Betriebs- 
vermögen entfallenden Vermögen- 
steuer, Erbschaftsteuer und der auf 
das gewerbliche Betriebsvermögen 
entfallenden Abgaben nach dem 
Lastenausgleich. 

(6) Ein I Ausgleich mit Verlusten 
aus Gewerbebetrieb ist nur im Rah- 
men des Absatzes 2 zulässig. Ein Aus- 
gleich mit Verlusten aus den übrigen 
Einkünften ist nur mit Einkünften 
zulässig, die nach Absatz 3 versteuert 
werden. 

(7) Die Sonderausgaben der §§ 10 
und 10 b sind vorbehaltlich der be- 
sonderen Regelung in den folgenden 
Ziffern 1 bis 3 nur bei den nach Ab- 
satz 3 zu versteuernden Einkünften 
abzugsfähig: 
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1. Verluste aus Gewerbebetrieb aus 
Vorjahren sind in den Veranla- 
gungszeiträumen, für die der An- 
trag nach Absatz 1 nur gilt, von 
den nach Absatz 2 zu versteuernden 
Einkünften abzugsfähig. 

2. Die Kirchensteuer und die Aus- 
gaben im Sinn des § 10 b sind bei 
den nach Absatz 2 zu versteuern- 
den Einkünften in Höhe des Be- 
trages abzugsfähig, der dem Ver- 
hältnis der nach Absatz 2 zu ver- 
steuernden Einkünfte zu der 
Summe der nach Absatz 2 und Ab- 
satz 3 zu versteuernden Einkünfte 
entspricht. 

3. Bei der Bemessung der zur Hälfte 
abzugsfähigen Sonderausgaben nach 
§ 10 Abs. 2 2iff. 3 Budist. b gilt 
als Gesamtbetrag der Einkünfte die 
Summe der nach Absatz 3 zu ver- 
steuernden Einkünfte. 

(8) Wird der Antrag nach Ablauf 
des Veranlagungszeitraums, für den 
§ 32 b Anwendung findet, nicht er- 
neuert, so findet auf den noch vor- 
handenen Gesamtbetrag § 10 a Abs. 2 
entsprechende Anwendung. 

(9) Die Durchführung der Absätze 
1 bis 8 wird durch Rechtsverordnung 
geregelt." 


6. § 34 a erhält folgende Fassung: 

4 34 a 

Steuersätze für Entlohnung von 
Mehrarbeit bei Einkünften aus nicht- 
selbständiger Arbeit 

(1) Sind gesetzlich oder in Tarif- 
verträgen für Dienste, die über die 
Dauer der regelmäßigen gesetzlichen 
oder tariflichen Arbeitszeit, min- 
destens jedoch über 48 Stunden in der 
Woche hinaus geleistet werden (Mehr- 
arbeit), besondere Entlohnungen 
(Mehrarbeitslohn) vorgesehen, so be- 
trägt die Einkommensteuer von dem 
für die einzelnen Mehrarbeitsstunden 
gezahlten Arbeitslohn ohne die Mehr- 
arbeitszuschläge 5 vom Hundert, 
wenn dieser Arbeitslohn für die Mehr- 
arbeit nach der gleichen Berechnungs- 
grundlage ermittelt wird wie der für 


die regelmäßige gesetzliche oder tarif- 
mäßige Arbeitszeit gezahlte Arbeits- 
lohn. 

(2) Die gesetzlichen oder tariflichen 
Zusdiläge für Mehrarbeit sind steuer- 
frei. Die gesetzlichen oder tariflichen 
Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- 
und Nachtarbeit sind auch dann steu- 
erfrei, wenn es sich nicht um Mehr- 
arbeit handelt. 

(3) Die Vorschriften in den Ab- 
sätzen 1 und 2 finden keine Anwen- 
dung bei Arbeitnehmern, deren Ar- 
beitslohn insgesamt 7200 Deutsche 
Mark im Kalenderjahr übersteigt." 

7. Nach § 50 wird hinter der Überschrift 

„VIII. Ermächtigungs- und 
Schlußvorschriften" 

die folgende Vorschrift eingefügt: 

4 50 a 

Nachversteuerung auf Grund des 

§ 10 Abs. 1 Ziff. 3 EStG 1949, 

§ 10 a EStG 1950, § 32 a EStG 
1949 und 1950 

(1) Bei Steuerpflichtigen, die in den 
Jahren 1949 und 1950 von den Vergün- 
stigungen des § 10 Abs. 1 Ziff. 5, des 
§ 32 a EStG 1949, des § 10 a oder 
des § 32 a EStG 1950 Gebrauch ge- 
macht haben und bei denen die Nach- 
versteuerung bis zum Veranlagungs- 
zeitraum 1951 nicht völlig durchge- 
führt Ist, kann die Nachversteuerung 
auf Antrag statt nach den foleenden 
Grundsätzen vorgenommen oder ab- 
geschlossen werden: 

1. Bemessungsgrundlage für die pau- 
schalierte Nachversteuerung sind: 

a) bei der Nachversteuerung ge- 
mäß § 10 Abs. 1 Ziff. 3 EStG 
1949, die bei der Veranlagung 
1949 für den nicht entnomme- 
nen Gewinn abgezogenen Son- 
derausgaben, soweit sie nicht be- 
reits für die Veranlagungszeit- 
räume 1950 und 1951 durch 
die Nachversteuerung erfaßt 
sind, 

b) bei der Nachversteuerung ge- 
mäß § 10 a EStG 1950, der auf 
Grund des § 30 a EStDV 1950 
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festgestellte, bis zum Schluß des 
V eranlagungszeitraums 1951 
noch nicht verrechnete Sonder- 
ausgabenbetrag, 

c) bei der Nachversteuerung ge- 
mäß § 32 a EStG 1949 der auf 
Grund des § 32 a Abs. 1 Ziff. 4 
in der Buchführung gesondert 
ausgewiesene, bis zum Schluß 
des Veranlagungszeitraums 1951 
noch nicht verrechnete nicht 
entnommene Gewinn, 

d) bei der Nachversteuerung ge- 
mäß § 32 EStG 1950 der auf 
Grund des § 32 a Abs. 2 Ziff. 1 
besonders festgestellte bis zum 
Schluß des Veranlagungszeit- 
raums 1951 noch nicht verrech- 
nete Unterschiedsbetrag. 

2. Die Pauschsteuer beträgt in allen 
Fällen 10 vom Hundert der nach 
den Bestimmungen der Ziffer 1 in 
Frage kommenden Bemessungs- 
grundlage. 

(2) Der Antrag auf pauschalierte 
Nachversteuerung muß spätestens bis 

gestellt werden. Der Antrag 

kann auf einzelne der in Frage kom- 
menden Nachversteuerungsfälle be- 
schränkt werden.“ 

8. Die Anlage zu § 32 und § 39 des Ein- 
kommensteuergesetzes wird wie folgt ge- 
ändert: 

a) In Grundtäbelle A wird Nummer 3 
gestrichen; Nummer 4 wird Num- 
mer 3; 

b) Grundtabelle B fällt fort. 

Artikel 2 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 23. Mai 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 305) wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

§ 19 wird wie folgt geändert: 

a) der folgende neue Absatz 2 wird ein- 
gefügt: 

„(2) Die Körperschaftsteuer er- 
mäßigt sich bei unbeschränkt steuer- 
pflichtigen Kapitalgesellschaften für 
die berücksichtigungsfähigen Aus- 


schüttungen auf 40 vom Hundert des 
Einkommens. Berücksichtigungsfähige 
Ausschüttungen sind die auf Grund 
eines Gewinnverteilungsbeschlusses 
vorgenommenen Gewinnausschüttun- 
gen für Wirtschaftsjahre, deren Er- 
gebnisse bei der Veranlagung berück- 
sichtigt sind, soweit in diesem Betrag 
keine Gewinnanteile enthalten sind. 
Im Fall der Mindestbesteuerung er- 
mäßigt sich die Körperschaftsteuer für 
den Betrag der berücksichtigungs- 
fähigen Ausschüttungen auf 40 vom 
Hundert des Einkommens. Weicht 
das Wirtschaftsjahr vom Kalender- 
jahr ab, so sind die berücksichtigungs- 
fähigen Ausschüttungen in dem in 
§ 5 Abs. 2 Satz 2 bezeichneten Ver- 
hältnis auf die Veranlagungszeiträume 
aufzuteilen.“ 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 
und erhält den folgenden Zusatz: 

„Soweit die Körperschaftsteuer in 
den Fällen der Ziffern 2 und 4 60 
vom Hundert des Einkommens be- 
trägt, ist Absatz 2 mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß die berücksichti- 
gungsfähigen Ausschüttungen nur mit 
dem Teil anzusetzen sind, der dem 
Verhältnis des mit 60 vom Hundert 
zu versteuernden Gewinns zum Ge- 
samtgewinn entspricht.“ 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 


A r t i k e 1 3 

Ermächtigung zur Verlängerung der Gel- 
tungsdauer von Durchführun^svorschriften 
zum Einkommen- und Körperschaftsteuer- 
gesetz 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates die auf bereits 
ausgesprochenen Ermächtigungen beruhen- 
den Rechtsverordnungen zur Durchführung 
des Einkommen- und Körperschaftsteuer- 
gesetzes auch für den Veranlagungszeitraum 
1953 — beim Steuerabzug vom Arbeitslohn 
auch für das Kalenderjahr 1954 — in Kraft 
zu setzen und sie dem Einkommen- und 
Körperschaftsteuergesetz in der Fassung die- 
ses Gesetzes anzupassen. Hierbei ist durch 
Änderung, Aufhebung oder Einfügung in 
den Durchführungsbestimmungen zu den 
§§ 4 bis 7, 18 EStG 
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Artikel 5 


a) die volle Abschreibung geringwertiger 
Anlagegüter bis zu einer Höhe der An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten von 
500 Deutsche Mark vorzusehen, 

b) im § 8 Abs. 2 EStDV an geeigneter Stelle 
§ 10 a aufzuführen, 

c) für Betriebsausgaben bei Einkünften aus 
selbständiger Arbeit ein Pauschbetrag von 
5 vom Hundert der Einnahmen, höch- 
stens 1200 Deutsche Mark im Jahre fest- 
zusetzen. 

Artikel 4 

Die Vorschriften der Artikel 1 bis 3 gelten 
ab 1. Januar 1953. 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

Bonn, den 3. November 1952 


Neuburger 

Dr. Schröder (Düsseldorf) und Fraktion 

Dr* Wellhausen 

Dr. Schäfer und Fraktion 

Eickhoff 

Dr. Mühlenfeld und Fraktion 



